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LuftVG § 44

Ein LuftSportverein, der durch Vereinsbeschluß seinen 
Mitgliedern die Möglichkeit gewährt, sich in seinen 
Flugzeugen zu außerhalb des eigentlichen Vereinszwecks 
liegenden "privaten" Zwecken als Fluggast befördern 
zu lassen, kann für die Schädigung eines Vereinsnit­
glieds auf solchem Flug nach den §§ 44 ff LuftVG als 
Luftfrachtführer verantwortlich sein*

BGH, Urt. v. 5* Juli 1983 - VI ZR 289/81 - OLG Düsseldorf
LG Kleve
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 5. Juli 1983 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Hiddemann und die Richter 
Dr. Steffen, Dr. Kullmann, Dr. Ankermann und Dr. Lepa

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das 
Teilurteil des 12. Zivilsenats des Ober­
landesgerichts Düsseldorf vom 26. Novem­
ber 1981 wird zurückgewiesen.

Die Kosten der Revision fallen dem Be­
klagten zur Last.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Am 4. September 1977 unternahm der bei der Klägerin 
krankenversicherte Rechtsanwalt L. in dem Motorsegler des 
beklagten Luftsportvereins, dem L. als passives Mitglied 
angehörte, vom Flugplatz aus einen Rundflug,
um den Golfplatz von Issum zu besichtigen. Das Flugzeug 
wurde von M., damals Geschäftsführer im Vorstand des Be­
klagten, geflogen, da L. selbst keinen Pilotenschein 
besaß. Unmittelbar nach dem Start trat bei dem Motor­
segler wegen einer lockeren Zündkerze eine Triebwerks­
störung auf. M. wollte deshalb wieder landen und flog 
eine Umkehrkurve. Dabei geriet der Motorsegler in einen 
sogenannten überzogenen Flugzustand und stürzte ab.
M. wurde getötet, L. schwer verletzt.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Die Klägerin nimmt den Beklagten neben der Witwe 
und Alleinerbin des getöteten M. aus übergegangenem 
Recht (§ 1542 RVO) auf Erstattung der Heilbehandlungs­
kosten für L. in Anspruch. Das Landgericht hat den Be­
klagten bis auf eine geringfügige Zuvielforderung an­
tragsgemäß verurteilt. Das Berufungsgericht hat die 
Berufung des Beklagten durch Teilurteil zurückgewiesen. 
Mit der zugelassenen Revision verfolgt der Beklagte 
seinen Klagabweisungsantrag weiter.

Entscheidungsgründe

I.

Nach Auffassung des Berufungsgerichts hat der be­
klagte Verein der Klägerin für den Flugzeugunfall nach 
Maßgabe der §§ 44 ff LVG als Luftfrachtführer einzu­
stehen. Das Berufungsgericht erwägt dazu: Die Beziehungen 
zwischen dem Beklagten und Rechtsanwalt L., die dem Un­
glücksflug zugrunde gelegen hätten, seien als Luftbe­
förderungsvertrag einzuordnen. Der Flug sei für beide 
keine rechtlich unverbindliche Gefälligkeit gewesen.
Es könne offen bleiben, ob L. sich wegen des Flugs 
zunächst ausdrücklich an den Vorstandsvorsitzenden 
N. gewendet und welche Bitte er ihm genau vorgetragen 
habe, insbesondere auf wessen Initiative das Vereins­
mitglied M. als Pilot gewonnen worden sei. Jedenfalls 
habe der Beklagte Rechtsanwalt L. die Benutzung seines 
Flugzeugs nicht aus gesellschaftlicher Konvention, 
sondern kraft dessen Stellung als passives Vereins­
mitglied im Interesse des Vereinszwecks erlaubt. Zudem 
sei der Flug nicht unentgeltlich gewesen, da nach den
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Vereinsrichtlinien ein Beitrag zu den Betriebskosten 
des Flugzeugs zu leisten gewesen sei, für den nach 
dem Willen der Beteiligten letztlich L. habe auf- 
kommen müssen. Dem wirklichen Willen der Beteiligten 
habe es entsprochen, daß der Beklagte die Beförderung 
im eigenen Namen durchführen sollte. Eine Vercharterung 
des Flugzeugs an Rechtsanwalt L. scheide aus, da L. 
keine Befugnis zu Dispositionen in zeitlicher und räum­
licher Hinsicht eingeräumt gewesen sei. Der Pilot M. 
komme als Luftfrachtführer nicht in Betracht; er habe 
Rechtsanwalt L. für Rechnung des Vereins befördert, 
der allein ein wirtschaftliches Interesse an der Durch­
führung des Fluges gehabt habe. Die Haftung nach 
§§ 44 ff LVG werde nicht durch die Vereinszugehörig­
keit von Rechtsanwalt L. verdrängt; auch für einen 
Luftsportverein gegenüber seinen Mitgliedern erscheine 
die Haftungsregelung nicht als unangemessen. Für einen 
Haftungsverzicht fehle es an Anhaltspunkten.

Eine Entlastung von der Haftung nach § 45 LVG 
sei dem Beklagten nicht gelungen. Ihr stehe schon 
die TriebwerkStörung aufgrund der gelockerten Zünd­
kerze entgegen. Der Beklagte habe nicht dartun können, 
daß dieser Motordefekt nicht vor dem Start habe ent­
deckt werden können.

II.

Im Ergebnis bleibt die Revision ohne Erfolg.

1. Zutreffend geht das Berufungsgericht mit den 
Parteien davon aus, daß der beklagte Verein nach den 
§§ 44 ff LVG für die Verletzungen von Rechtsanwalt L.



nicht schon deshalb haftet, weil er Eigentümer und 
Halter des verunglückten Flugzeugs gewesen ist. Die 
ursprünglich zugunsten aller Betroffener - Flugzeug­
insassen wie nicht am Flug beteiligter Personen - ge­
schaffene Haftung des Flugzeughalters (§ 19 LVG a.F.) 
besteht seit dem Inkrafttreten des Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes vom 26. Januar 1943 
- RGBl I 69 - nur noch für Personen, die an dem Un­
glücksflug nicht teilgenommen haben (§§ 33 ff LVG; 
st.Rspr. seit Senatsbeschluß vom 8. Mai 1962 - 
VI ZA 6/62 = LM LuftVG Nr. 2). Für Schädigungen der 
Fluggäste ist die frühere Halterhaftung abgelöst durch 
eine eigenständige Haftung des Luftfrachtführers als 
desjenigen, der sich im eigenen Namen zur Beförderung 
des Fluggastes vertraglich verpflichtet hat. Demgemäß 
entspricht es auch festen Rechtsprechungsgrundsätzen, 
daß diese Haftung, die das Luftverkehrsgesetz selbst 
als "Häftling aus dem Beförderungsvertrag” bezeichnet, 
den beklagten Verein nur trifft, wenn er in diesem 
Sinn die Beförderung von Rechtsanwalt L. vertraglich 
übernommen hatte.

2. Daß auch ein LuftSportverein Luftfrachtführer 
i.S. der §§ 44 ff LVG sein kann, wenn er - etwa bei 
einer Luftveranstaltung - einem Nichtmitglied das 
Mitfliegen als Fluggast gestattet, sofern es sich 
nicht nur um eine bloße Gefälligkeit handelt, die 
die Beziehungen in das rechtlich Unverbindliche ver­
weist, bedarf hier keiner näheren Begründung (vgl. 
Senatsurteil vom 14. November 1967 - VI ZR 216/65 
= VersR 1968, 94).

Andererseits kommt ein Verein, dessen Vereins­
zweck, wie hier, die Förderung des Luftsports ist,
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für Flüge von Vereinsmitgliedern in Ausübung des Flug­
sports als Luftfrachtführer im Sinne der genannten Vor­
schriften grundsätzlich auch dann nicht in Betracht, 
wenn das Mitglied das Flugzeug nicht selbst steuert, 
sondern sich von einem Vereinskameraden zu diesem 
Zweck mitnehmen läßt. Dem würde - abgesehen von 
weiteren, unter II 3 a erörterten Bedenken - schon 
entgegenstehen, daß die flugsportliche Betätigung, 
zu der sich die Mitglieder in ihrem Verein verbunden 
haben, für diese Flüge ganz im Vordergrund steht, 
während die Beförderung nur als ein zwar notwendiger, 
aber unselbständiger Faktor für diesen Bestimmungsgrund 
gelten kann. Deshalb wären die diesen Flügen zugrunde­
liegenden Rechtsbeziehungen durch die Pflichten- und 
RisikoZuordnung eines Beförderungsverhältnisses in 
aller Regel nicht zureichend ausgewiesen (vgl. auch 
Senatsurteil vom 25. Mai 1971 - VI ZR 248/69 = VersR 
1971, 863 für Flüge von Gesellschaftern einer bürgerlich­
rechtlichen Gesellschaft in Erfüllung des Gesellschafts­
zwecks). Aus entsprechenden Erwägungen hat der Gesetz­
geber das Befördern von Flugschülern im Rahmen ihrer 
Ausbildung zu Luftfahrern als von vornherein durch 
die Luftfrachtführerhaftung nicht erfaßt angesehen; 
darauf beruht es, daß er es zur Klarstellung für not­
wendig gehalten hat, bei der Abgrenzung der Halter­
haftung der §§ 33 ff LVG neben den BeförderungsVerträgen 
(§ 33 Abs. 1 Satz 2) auch diese Beziehungen besonders zu erwähnen 
(§33 Abs. 1 Satz 3 LVG; vgl. die Amtl. Begründung zu Art. 4 
des der Vorschrift zugrunde liegenden Gesetzes Über 
die Maßnahmen auf dem Gebiet des Verkehrsrechts und 
Verkehrshaftpflichtrechts BT Drucks. 2/1265 S. 13, 
sowie die zuvor geltende Regelung in §§ 19 Abs. 1 
Satz 2, 29 m LVG a.F.; Bodenschatz ZVersWesen I960,
217, 220 N. 12; Hofmann LuftVG § 33 Rdnr. 23). Auch
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das macht deutlich: Zwar hat das Gesetz das besondere 
Haftungsinteresse des Fluggastes, dem - wie eingangs 
bemerkt - ursprünglich unmodifiziert durch die Halter­
haftung entsprochen worden war, auch mit der Umstellung 
auf die Luftfrachtführerhaftung anerkannt. Viel spricht 
dafür, daß die neue Regelung davon ausgeht, grundsätzlich 
stehe dem Insassen ein Luftfrachtführer gegenüber, der 
für seinen Flug verantwortlich ist und gegenüber dem 
dieses Haftungsinteresse geltend gemacht werden kann.
Das ändert aber nichts daran, daß infolge der Ablösung 
der Halter- durch die Luftfrachtführerhaftung einzelnen 
Gruppen von Flugzeuginsassen, weil ihr Flug nicht als 
"Beförderung" angesehen werden kann, Haftungsansprüche 
aus dem Luftverkehrsgesetz verschlossen und sie auf die 
allgemeine!Haftungsregeln verwiesen sind.

Auch im Streitfall ist Grundlage für die "Beförderung” 
von Rechtsanwalt L. seine Vereinszugehörigkeit gewesen.
Das Berufungsgericht hat offen gelassen, ob die Erlaub­
nis, als passives Mitglied an Flügen flugberechtigter 
(aktiver) Mitglieder teilzunehmen, generell bestand oder 
von dem Beklagten von Fall zu Fall gegeben worden ist.
Nach den insoweit unangegriffenen Feststellungen des Be­
rufungsgerichts lag die Mitnahme von Rechtsanwalt L. 
in dem Flugzeug des Beklagten aber jedenfalls im Rahmen 
seiner mitgliedschaftlichen Rechtsbeziehungen zu dem 
beklagten Verein; für das Revisionsverfahren ist davon 
auszugehen, daß zusätzliche Vertragsbeziehungen zwischen 
den Parteien insoweit nicht begründet worden sind. Das 
legt es nahe, die Rechtsstellung des Beklagten gegenüber 
Rechtsanwalt L. derjenigen gleichzusetzen, die der Beklag­
te für solche Flüge eines Vereinsmitglieds einnimmt, die 
der Ausübung des Flugsports dienen.
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Indes hat Rechtsanwalt L. an dem Rundflug nicht 
als aktives Mitglied zur luftsportlichen Betätigung, 
sondern als passives Mitglied zu dem “privaten” Zweck 
teilgenommen, einen Golfplatz zu besichtigen. Auch 
der Flug selbst fiel aus dem Rahmen einer luftsport­
lichen Betätigung heraus; nach den Feststellungen des 
Berufungsgerichts ist er auf Wunsch von L. nur zu die­
sem Zweck unternommen worden. Mithin stand für seinen 
Flug die Beförderung ganz im Vordergrund. Diese Zweck­
bestimmung gab der Interessenlage maßgebendes Gepräge; 
in bezug auf den Bestimmungsgrund des Flugs besteht 
kein Anlaß, die “Mitnahme” von Rechtsanwalt L. im Flug­
zeug nicht als Luftbeförderung i.S. der §§ 44 ff LVG 
anzusehen. Auch die Revision zieht das nicht in Zweifel.

3. Der beklagte Verein wäre deshalb von einer 
Haftung nach den §§ 44 ff LVG nur freigestellt, wenn 
die Beförderung von Rechtsanwalt L. keine von ihm 
geschuldete Leistung gewesen ist, also die Rolle des 
Luftfrachtführersnicht ihm zufiel, sich seine Be­
teiligung an dem Flug vielmehr in einer Zurverfügung­
stellung des Flugzeugs erschöpfte. Entgegen der Auf­
fassung der Revision hat das Berufungsgericht indes 
eine solche Beschränkung auf eine bloße Gebrauchsüber­
lassung ohne Rechtsfehler verneint.

a) Daß der Flug auch für den beklagten Verein 
nicht in der Sphäre des Rechtsunverbindlichen, sondern 
im (vereins)rechtlichen Bereich stattgefunden hat, ist 
vom Berufungsgericht näher dargelegt; auch die Re­
vision stellt das nicht in Frage. Ohne Erfolg macht 
sie geltend, der Annahme eines Beförderungsverhält­
nisses stehe schon entgegen, daß hinsichtlich des 
Flugs Rechte und Pflichten zwischen dem Beklagten
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und Rechtsanwalt L. nicht in Absehung der Vereins­
mitgliedschaft von L. aufgrund einer besonderen Ver­
einbarung in der "körperschaftsfreien’’ Sphäre, sondern 
kraft seiner Vereinszugehörigkeit begründet worden 
sind* Dem ist entgegenzuhalten, daß ein Beförderungs­
verhältnis i.S. der §§ 44 ff LVG auch durch Vereins­
beschlüsse in der '’körperschaftsgebundenen" Sphäre 
begründet werden kann. Das gilt jedenfalls dann, wenn 
der Verein auf diesem Wege seinen Mitgliedern die Be­
förderung in seinen Flugzeugen zu vereinsfemen "pri­
vaten” Zwecken gestattet. Die Haftungsvorschriften 
knüpfen an die besonderen Risiken der Luftbeförderung 
imd deren gerechten Verteilung zwischen Luftfracht­
führer und Fluggast an. Die dafür maßgebenden Interessen­
gesichtspunkte sind nicht schon deswegen verschoben, 
weil die Verpflichtung des Vereins zur Luftbeförderung 
von Mitgliedern mit deren Vereinszugehörigkeit ver­
bunden ist. Ob die Interessen anders zu gewichten wären, 
wenn das beförderte Vereinsmitglied vermittels seiner 
körperschaftsrechtlichen Verbundenheit selbst als Mit­
träger der Luftbeförderung in der Weise erscheint, daß 
ihm insoweit eine Doppelrolle sowohl als Fluggast als 
auch als Luftfrachtführer zugewiesen ist, kann dahin­
stehen. Von solcher Doppelstellung des Rechtsanwalts L. 
kann hier keine Rede sein. Gewährt, wie im Streitfall, 
ein zur Förderung des Luftsports ins Leben gerufener 
Verein seinen Mitgliedern die Möglichkeit, sich zu 
außerhalb des eigentlichen Vereinszwecks liegenden 
’•privaten”Zwecken als Fluggast befördern zu lassen, 
dann ist für solche Luftbeförderung die Interessen- und 
Gefahrenlage keine andere, als wenn der Verein mit einem 
seiner Mitglieder einen Luftbeförderungsvertrag in der 
’’körperschaftsfreien" Sphäre schließt. Es besteht kein
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Anhaltspunkt dafür, daß der Gesetzgeber, der mit 
der Luftfrachtführerhaftung gerade auch den Rechts­
zustand im Luftsport regeln wollte (vgl. die Amtl. 
Begründung zu Art. I des Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Luftverkehrsgesetzes vom 26. Januar 1943 in DJ 
1943, 123)» Beförderungsverhältnisse, die auf solchen 
Genuß- oder Wertrechten von Vereinsmitgliedern beruhen, 
aus der Haftung ausnehmen wollte. Nach dem Schutzzweck 
der §§ 44 ff LVG greifen diese Vorschriften vielmehr 
auch in solchen Fällen ein (vgl. auch Wessels ZLR 1963» 
148 ff).

b) Entgegen der Auffassung der Revision konnte 
das Berufungsgericht die Umstände des Streitfalls 
dahin würdigen, daß der Beklagte sich nicht darauf 
beschränkt hat, den Motorsegler für den Flug von 
Rechtsanwalt L. zur Verfügung zu stellen, an der Be­
förderung aber selbst nicht beteiligt gewesen ist.

Freilich hatte der Beklagte, wovon für den Re- 
visionsrechtszug zu seinen Gunsten auszugehen ist, 
Organisation und Durchführung des Flugs den beteilig­
ten Vereinsmitgliedem überlassen; das spricht zunächst 
dafür, daß er sich weitgehend auf das Zurverfügung­
stellen einer Mitflugmöglichkeit auch für außersport­
liche Zwecke beschränken wollte. Gegen die Annahme, 
daß er damit die Verantwortlichkeit eines Luftfracht­
führers dem Piloten M. zugeschoben hat, spricht aber 
die Interessenlage, auf die das Berufungsgericht zu­
treffend abgehoben hat. Solche Mitflugmöglichkeit zu 
bieten, lag nach den insoweit unangegriffenen Fest­
stellungen im wirtschaftlichen Interesse des auf passi­
ve Mitglieder angewiesenen Beklagten, nicht im Interesse



des den Flug als Piloten durchführenden aktiven 
Vereinsmitglieds. Für dessen Entschließung, den 
Vereinskameraden mitfliegen zu lassen, stand das 
genannte Vereinsinteresse und der darauf beruhende 
Vereinsbeschluß im Vordergrund, ungeachtet des Um­
standes, daß an seiner Stelle L. die Betriebskosten 
zu übernehmen hatte. Dem entspricht es, daß der Pilot 
allein aufgrund seiner Zugehörigkeit zum Verein die 
Beförderung des Fluggastes für den Verein übernimmt; 
über ihre körperschaftliche Verbundenheit im Verein 
hinausgehende Sonderbeziehungen werden zwischen Pilot 
und Fluggast dadurch regelmäßig nicht geschaffen.

Ebensowenig findet die Auffassung, daß in solchen 
Fällen der Fluggast etwa nach Art eines Charterers die 
Beförderung selbst übernimmt, in der Interessenlage 
eine hinreichende Stütze. Das Interesse des (passiven) 
Mitglieds, dem die Gestattung des Beklagten Rechnung 
trug, war nicht auf Überlassung des Flugzeugs, sondern 
nur auf das Zurverfügungstellen eines Platzes im Flug­
zeug gerichtet. Die Bestimmung über den Einsatz der 
Flugzeuge im Einzelfall lag außer bei den Vereins­
organen in erster Linie bei den flugberechtigten (akti­
ven) Vereinsmitgliedem. Auch ist für den Regelfall 
nicht anzunehmen, daß der Fluggast aufgrund der Inan­
spruchnahme des ihm eingeräumten Mitflugrechts den Pilo­
ten in seine Dienste nimmt; die Beziehungen der Vereins­
mitglieder zueinander erschöpfen sich vielmehr, wie ge­
sagt, grundsätzlich allein in der gemeinsamen Zugehörig­
keit zu dem Verein.

Diesen Gegebenheiten hatte der Beklagte Rechnung 
zu tragen, wenn er seinen passiven Mitgliedern das Recht 
zu "Privatflügen" einräumte. Eröffnete er auf diese Weise
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eine Fluggastbeförderung, dann war er es, in dessen 
Namen und Verantwortung die Beförderung durchgeführt 
wurde, auch wenn er die nähere Bestimmung von Zeitpunkt 
und Ziel der Beförderung seinen Mitgliedern überließ.
Es würde dem Sinn und dem Schutzzweck der Haftungs­
regeln in den §§ A4 ff LVG widersprechen, wenn er als 
der eigentliche Veranlasser der Beförderung sich 
dadurch von der Haftung hätte freistellen können, 
daß er die Organisation und Durchführung der von ihm 
eingeräumten Mitflugmöglichkeiten der passiven Mit­
glieder aus der Hand gab.

c) Auch daß Rechtsanwalt L. den Flug erst eigent­
lich veranlaßt hat, steht der Stellung des Beklagten 
als Luftfrachtführer nicht entgegen. Revisionsrecht­
lich ist es insbesondere nicht zu beanstanden, daß das 
Berufungsgericht Rechtsanwalt L. wegen dieser Einfluß­
nahme auf den Einsatz des Flugzeugs nicht als dessen 
Charterer angesehen hat. Sein Interesse blieb auch unter 
solchen Umständen in erster Linie auf eine Luftbeförderung, 
nicht auf eine Verfügung über den Einsatz des Flugzeugs 
gerichtet, über den seinem Wunsch entsprechend zu be­
finden er dem Piloten Vorbehalten hatte. Auch das Fehlen 
einer Vereinbarung über eine besondere Vergütung für die 
Überlassung des Flugzeugs konnte das Berufungsgericht 
für seine Auffassung zumindest unterstützend ins Feld 
führen.

Freilich zwingt der Umstand, daß Rechtsanwalt L. 
nicht über das Flugzeug disponieren konnte, ebensowenig 
wie seine Heranziehung nur zu den Betriebskosten und 
nicht zu einem besonderen Nutzungsentgelt zu dem Schluß, 
daß der Halter des Flugzeugs über die Gebrauchsüber­
lassung hinaus zugleich auch die Pflichtenstellung eines
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Luftfrachtführers für den Flug übernimmt. In diese 
rückt er vielmehr nur dann ein, wenn er sich auch 
für die Beförderung verpflichtet. Für solche Ver­
pflichtung des Beklagten spricht hier Jedoch die 
dargelegte Interessenlage. Auf sie hat auch das Be­
rufungsgericht - so ist sein Urteil zu verstehen - für 
die Ermittlung des "wirklichen Willens" der Parteien 
letztlich abgehoben. Der von der Revision für ihre 
gegenteilige Auffassung herangezogene Gesichtspunkt, 
daß der Beklagte sich auf die Überlassung des Flugzeugs 
und eine Mithilfe bei der Suche nach einem Piloten be­
schränkt habe, verliert im übrigen durch den Umstand 
zusätzlich an Gewicht, daß M., mit dem sich Rechtsan­
walt L. schließlich abgesprochen und der den Flug als 
Pilot durchgeführt hat, zum (engeren) Vorstand des Be­
klagten gehörte. Dafür, daß er in dieser Eigenschaft 
den Flug für den Beklagten durchgeführt hat, spricht 
schon, daß, wie bereits gesagt, solche Mitflüge weniger 
dem Interesse des Piloten, als vielmehr in erster Linie 
dem Vereinsinteresse dienten.

4. Daraus ergibt sich, daß der Beklagte für den 
Flug von Rechtsanwalt L. als Luftfrachtführer verant­
wortlich gewesen ist und seine Einstandspflicht für 
den Flugzeugunfall nach den Haftungsregeln der §§ 44 ff LVG 
beurteilt werden muß. Die Ausführungen, mit denen das 
Berufungsgericht eine Entlastung des Beklagten nach 
§ 45 LVG verneint hat, sind aus Rechtsgründen nicht 
zu beanstanden; auch die Revision greift sie nicht an.
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Da das Berufungsurteil auch im übrigen keinen 
Rechtsfehler zum Nachteil des Beklagten erkennen läßt, 
war seine Revision zurückzuweisen.

Dr. Hiddemann Dr. Steffen Dr. Kulimann
Dr. Ankermann Dr. Lepa
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